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Abschnitt A

§1

1.

§2

Versicherte und nicht versicherte Sachen
Versicherte Sachen

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Maschinen,
maschinellen Einrichtungen sowie sonstigen technischen Anlagen
und Konstruktionen wahrend der vereinbarten Garantiezeit

a) bei Lieferungen ohne Montage, auch bei der Gestellung von
Monteuren, zum Zeitpunkt des Beginns der Gewahrleistung
gemal Lieferbedingungen oder Allgemeinen Geschéaftsbedin-
gungen des Versicherungsnehmers;

b) bei Lieferungen mit Montage, wenn die versicherten Sachen be-
triebsfertig sind. Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach
beendeter Erprobung und soweit vorgesehen nach beendetem
Probebetrieb abgenommen ist.

Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
a) Wechseldatentrager;

b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmit-
tel,

C) Werkzeuge aller Art;

d)  Transportbander, Raupen, Kabel, Stein- und Betonkubel, Ket-
ten, Seile, Gurte, Riemen, Birsten, Kardenbelage und Berei-
fungen;

e) sonstige Teile, die wahrend der Lebensdauer der versicherten
Sachen erfahrungsgemal mehrfach ausgewechselt werden
mussen.

Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schaden

Versicherte Gefahren und Schéaden

Der Versicherer leistet Entschadigung fur Folgeschéaden an versicher-
ten Sachen durch

a)  Konstruktionsfehler;
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b)

c)

Materialfehler oder

Ausfuhrungsfehler;

soweit sie der Versicherungsnehmer auf Grund seines Verkaufs- oder
Liefervertrages zu vertreten hat.

Ob ein Konstruktionsfehler vorliegt, wird nach dem Stand der Technik
zur Zeit der Konstruktion beurteilt, bei Material- oder Ausfiihrungsfeh-
lern nach dem Stand der Technik zur Zeit der Herstellung.

Nicht versicherte Gefahren und Schaden

Der Versicherer leistet ohne Rucksicht auf mitwirkende Ursachen kei-
ne Entschadigung fur Schaden

a)

b)

c)

d)

e)

f)

9)

durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Repré-
sentanten;

durch Krieg, kriegsahnliche Ereignisse, Burgerkrieg, Revolution,
Rebellion, Aufstand;

durch Innere Unruhen;

durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Sub-
stanzen;

die auf einen vor dem Schadenfall bereits erkannten Konstruk-
tions-, Material- oder Ausfuhrungsfehler zuriickzuflihren sind;

durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedurftigkeit dem
Versicherungsnehmer oder seinem Reprasentanten bekannt
sein musste, wobei nur grobe Fahrlassigkeit schadet und diese
den Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhaltnis zu kiir-
zen. Der Versicherer leistet jedoch Entschadigung, wenn der
Schaden nicht durch die Reparaturbeddirftigkeit verursacht wur-
de oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit Zustim-
mung des Versicherers wenigstens behelfsmalig repariert war.

soweit fur sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Handler),
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat.

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versiche-
rer zunachst Entschadigung. Ergibt sich nach Zahlung der Ent-
schéadigung, dass ein Dritter flr den Schaden eintreten muss
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und bestreitet der Dritte dies, so behélt der Versicherungsneh-
mer zunéachst die bereits gezahlte Entschadigung.

8§ 86 VVG - Ubergang von Ersatzanspriichen - gilt fiir diese Fal-
le nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf
Kosten und nach den Weisungen des Versicherers aulierge-
richtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.

Die Entschadigung ist zurtickzuzahlen, wenn der Versiche-
rungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder
soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz
leistet.

8 3 Versicherte Interessen

§4

§5

Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers.

Versicherungsort

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes.
Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten
raumlichen Bereiche.

Versicherungswert, Versicherungssumme, Unterversicherung

Versicherungswert

Versicherungswert ist der Neuwert.

a)

b)

Bei Lieferungen ohne Montage, ist der Neuwert der jeweils gul-
tige Listenpreis der versicherten Sache im Neuzustand.

Hatte die versicherte Sache keinen Listenpreis, so tritt an des-
sen Stelle der Kauf- oder Lieferpreis der Sache im Neuzustand.

Rabatte und Preiszugestandnisse bleiben fir den Versiche-
rungswert unbertcksichtigt.

Sofern vereinbart, kbnnen bei Lieferungen ohne Montage die
Nebenkosten (z. B. Kosten fur Lieferung wie Verpackung,
Fracht, Zolle und Montage) bis zur Hohe der hierfur vereinbar-
ten Versicherungssumme auf erstes Risiko versichert werden.

Bei Lieferungen mit Montage ist der Neuwert der jeweilige Kon-
traktpreis zuzlglich der Nebenkosten (z. B. Kosten fur Lieferung
wie Verpackung, Fracht und Zoélle).
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§6

Versicherungssumme

Die im Versicherungsvertrag fur jede versicherte Sache genannte
Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen. Der
Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme fiir die versicher-
te Sache wahrend der Dauer des Versicherungsverhaltnisses dem
jeweils gultigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn
werterhhende Anderungen vorgenommen werden.

Unterversicherung

Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert zur
Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, so besteht Unterversiche-
rung.

Versicherte und nicht versicherte Kosten
Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Um-
stdnden nach zur Abwendung und Minderung des Schadens fir
geboten halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers
macht.

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschadigung ftr
versicherte Sachen betragen zusammen hdchstens die Versi-
cherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht,
soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstan-
den sind.

C) Nicht versichert sind Aufwendungen fur Leistungen der Feuer-
wehr oder anderer Institutionen, die im 6ffentlichen Interesse
zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im 06f-
fentlichen Interesse erbracht werden.

d) Der Versicherer hat den fur die Aufwendungen erforderlichen
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschie-
Ren.

Kosten fur die Wiederherstellung von Daten

a)  Versichert sind Kosten fur die Wiederherstellung von Daten des
Betriebssystems, welche fur die Grundfunktion der versicherten
Sache notwendig sind, sofern der Verlust, die Veranderung o-
der die Nichtverfuigbarkeit der Daten infolge eines dem Grunde
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nach versicherten Schadens an dem Datentrager eingetreten
ist, auf dem diese Daten gespeichert waren.

b)  Sofern vereinbart, sind andere Daten versichert.

C) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschadigung ftr
versicherte Sachen betragen zusammen héchstens die Versi-
cherungssumme je vereinbarter Position.

Zusatzliche Kosten

Sofern vereinbart, sind Uber die Wiederherstellungskosten hinaus die
nachfolgend genannten Kosten bis zur Hohe der jeweils hierfir ver-
einbarten Versicherungssumme auf erstes Risiko versichert. Die je-
weils vereinbarte Versicherungssumme vermindert sich nicht
dadurch, dass eine Entschadigung geleistet wird.

a)  Aufrdumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten

aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge
eines dem Grunde nach versicherten Schadens aufwen-
den muss, um versicherte Sachen, deren Teile oder Res-
te, die sich innerhalb des Versicherungsortes befinden,

- aufzuraumen und nétigenfalls zu dekontaminieren;

- zu vernichten oder in die ndchstgelegene geeignete
Abfallentsorgungsanlage zu transportieren und dort
zu beseitigen.

bb) Nicht versichert sind jedoch Kosten fiir die Dekontamina-
tion und Entsorgung von Erdreich oder Gewéassern, Kos-
ten fur die Beseitigung von Beeintrachtigungen des
Grundwassers oder der Natur sowie von Emissionen in
der Luft.

Nicht versichert sind ferner Aufwendungen des Versicherungs-
nehmers aufgrund der Einliefererhaftung.

cc) Entschadigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag
Ersatz beanspruchen kann

b) Bewegungs- und Schutzkosten

Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem
Grunde nach versicherten Schadens aufwenden muss, wenn zum
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§7

Zwecke der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der versi-
cherten Sache andere Sachen bewegt, verandert oder geschutzt
werden mussen, insbesondere Aufwendungen fir De- und Remon-
tage, fur Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebaudeteilen
oder fur das Erweitern von Offnungen.

C) Luftfrachtkosten

Dies sind Mehrkosten fir Luftfracht, die der Versicherungsnehmer in-
folge eines dem Grunde nach versicherten Schadens zum Zwecke
der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der versicherten Sa-
che aufwendet.

Umfang der Entschédigung
Wiederherstellungskosten

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unter-
schieden.

Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten zuzlg-
lich des Wertes des Altmaterials nicht héher sind als der Zeitwert der
versicherten Sache unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles.
Sind die Wiederherstellungskosten héher, so liegt ein Totalschaden
Vor.

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug insbe-
sondere fur Alter, Abnutzung und technischen Zustand.

Versicherte Sachen, die in verschiedenen Positionen bezeichnet sind,
gelten auch dann nicht als einheitliche Sache, wenn sie wirtschaftlich
zusammen gehoren.

Werden versicherte Sachen in einer Sammelposition aufgefihrt, so
gelten sie nicht als einheitliche Sache, sofern diese eigenstandig ver-
wendet werden kdnnen.

Teilschaden

a) Entschéadigt werden alle fur die Wiederherstellung des friheren,
betriebsfertigen Zustandes notwendigen Aufwendungen abztig-
lich des Wertes des Altmaterials.

Soweit Nebenkosten (z. B. Kosten fiir Lieferung wie Verpa-
ckung, Fracht, Zolle und Montage) in der Versicherungssumme
enthalten sind, werden diese entschadigt.
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b)

Mehrkosten fur Uberstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeiten sowie fir Eil- und Expressfrachten werden nur dann
entschadigt, soweit dies besonders vereinbart ist.

Von den Wiederherstellungskosten wird ein Abzug in Hohe der
Wertverbesserung vorgenommen.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur

aa)

bb)

cc)

dd)

ee)

ff)

g9)

Kosten, welche zur Beseitigung des Konstruktions-, Mate-
rial- oder Ausfuhrungsfehlers selbst erforderlich sind;

Kosten einer Uberholung oder sonstiger MaRnahmen, die
auch unabhangig von dem Versicherungsfall notwendig
gewesen waren,;

Mehrkosten durch Anderungen oder Verbesserungen, die
uber die Wiederherstellung hinausgehen;

wird eine Konstruktionseinheit, z. B. ein Motor, ein Ge-
triebe oder ein Baustein, ausgewechselt, obgleich sie ne-
ben beschadigten Teilen mit Gberwiegender Wahrschein-
lichkeit auch unbeschéadigte umfasst, so wird die Ent-
schadigung hierfir angemessen gekiirzt; dies gilt jedoch
nicht, wenn die Kosten, die flr eine Reparatur der be-
schadigten Teile notwendig gewesen waren, die Kosten
fur die Auswechselung der Konstruktionseinheit Uberstei-
gen wurden;

werden beschéadigte Teile erneuert, obgleich eine Repa-
ratur ohne Gefahrdung der Betriebssicherheit mdglich ist,
so ersetzt der Versicherer die Kosten, die fur eine Repa-
ratur der beschadigten Teile notwendig gewesen wéren,
jedoch nicht mehr als die fir die Erneuerung aufgewende-
ten Kosten,;

entgangener Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Re-
gie;

Mehrkosten durch behelfsmallige oder vorlaufige Wie-
derherstellung;

die durch die Reparatur entstandene Wertverbesserung;

Kosten fur Arbeiten, die zwar fur die Wiederherstellung
erforderlich sind, aber nicht an der versicherten Sache
selbst ausgefuhrt werden;
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hh) Vermodgensschaden;
1)) Wagnis und Gewinn.
Totalschaden
Entschadigt wird der Zeitwert abziiglich des Wertes des Altmaterials.

Bei der Berechnung des Zeitwertes wird der anteilige Wert des man-
gelhaften Teiles nicht bertcksichtigt. Der Versicherer verzichtet je-
doch auf den Einwand, dass wegen des Mangels die versicherte Sa-
che in ihrer Gesamtheit wertlos ist.

Weitere Kosten

Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Schadens uber die
Wiederherstellungskosten hinaus aufgewendet werden miissen, er-
setzt der Versicherer im Rahmen der hierftir vereinbarten Versiche-
rungssummen.

Grenze der Entschéadigung

Grenze der Entschadigung ist der auf die betroffene Sache entfallen-
de Teil der Versicherungssumme.

Entschadigungsberechnung bei Unterversicherung

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Nr. 1 bis
Nr. 5 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag
verhalt, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert.
Dies gilt nicht fir Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

Entschadigungsberechnung bei grober Fahrlassigkeit

Hat der Versicherungsnehmer oder dessen Reprasentanten den
Schaden grob fahrlassig herbeigefuhrt, wird die Entschadigung in ei-
nem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhéltnis ge-
kirzt.

Serienschaden

Wird eine Schadenserie (gleichartige Schaden an der gleichen Ma-
schine oder am gleichen Maschinentyp oder an gleichen Teilen) auf
dieselbe Ursache als Folge eines Konstruktions-, Material- oder Aus-
fuhrungsfehlers zurtickgefiihrt, gilt fr alle diese Schaden nachste-
hende Regelung:
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§8

Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an den im Rahmen des Ver-
trages zu ersetzenden Kosten

ab dem _ Schaden mit _ %;

ab dem _ Schaden mit _ %;

Ab dem _ Schaden sind weitere Schaden nicht ersatzpflichtig.
Selbstbehalt

Der nach Nr. 1 bis Nr. 8 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um
den vereinbarten Selbstbehalt gekurzt.

Entstehen mehrere Schaden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln
abgezogen.

Entstehen die mehreren Schaden jedoch an derselben Sache und
besteht auRerdem ein Ursachenzusammenhang zwischen diesen
Schéaden, so wird der Selbstbehalt nur einmal abgezogen.

Zahlung und Verzinsung der Entschadigung
Falligkeit der Entschéadigung

Die Entschadigung wird fallig, wenn die Feststellungen des Versiche-
rers zum Grunde und zur Hohe des Anspruchs abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des
Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

Verzinsung

Fur die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund
eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) die Entschadigung ist — soweit sie nicht innerhalb eines Monats
nach Meldung des Schadens geleistet wird — ab Falligkeit zu
verzinsen;

b)  der Zinssatz betragt 4 Prozent p. a.;

c) die Zinsen werden zusammen mit der Entschadigung fallig.
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§9

Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemald Nr. 1 und Nr. 2 a) ist der Zeit-
raum nicht zu berucksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers die Entschadigung nicht ermittelt oder nicht ge-
zahlt werden kann.

Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsneh-
mers bestehen;

b)  ein behdordliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den
Versicherungsnehmer oder seinen Reprasentanten aus Anlass
dieses Versicherungsfalles noch lauft.

Abtretung des Entschadigungsanspruches

Der Entschadigungsanspruch kann vor Falligkeit nur mit Zustimmung
des Versicherers abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt
werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund
verlangt.

Sachverstandigenverfahren
Feststellung der Schadenhdhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles
verlangen, dass der Schaden in einem Sachverstandigenverfahren
festgestellt wird.

Ein solches Sachverstdndigenverfahren kbnnen Versicherer und Ver-
sicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

Weitere Feststellungen

Das Sachverstandigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere
Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

Verfahren vor Feststellung
FiUr das Sachverstandigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverstandigen zu benen-
nen. Eine Partei, die ihren Sachverstandigen benannt hat, kann
die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachverstan-
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b)

digen in Textform auffordern, den zweiten Sachverstandigen zu
benennen. Wird der zweite Sachverstandige nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann
ihn die auffordernde Partei durch das fir den Schadenort zu-
stdndige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung
durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese
Folge hinzuweisen.

Der Versicherer darf als Sachverstandigen keine Person be-
nennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder
mit ihm in dauernder Geschaftsverbindung steht, ferner keine
Person, die bei Mitbewerbern oder Geschaftspartnern angestellt
ist oder mit ihnen in einem ahnlichen Verhaltnis steht.

Beide Sachverstandige benennen in Textform vor Beginn ihrer
Feststellungen einen dritten Sachverstandigen als Obmann. Die
Regelung unter b) gilt entsprechend fir die Benennung eines
Obmannes durch die Sachverstandigen. Einigen sich die Sach-
verstandigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei
durch das fur den Schadenort zustadndige Amtsgericht ernannt.

Feststellung

Die Feststellungen der Sachverstandigen missen enthalten:

a)

b)

die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt,
von dem an der Sachschaden fur den Versicherungsnehmer
nach den anerkannten Regeln der Technik friilhestens erkenn-
bar war;

den Umfang der Beschéadigung und der Zerstdrung, insbeson-
dere

aa) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstérten
und beschadigten versicherten Sachen mit deren Werten
unmittelbar vor dem Schaden sowie deren Neuwerten zur
Zeit des Schadens;

bb) die fur die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in
den Zustand vor Schadeneintritt erforderlichen Kosten;

cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen,;

die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.
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Verfahren nach Feststellung

Der Sachverstandige Ubermittelt seine Feststellungen beiden Partei-
en gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverstandigen
voneinander ab, so Ubergibt der Versicherer sie unverziglich dem
Obmann. Dieser entscheidet tber die streitig gebliebenen Punkte in-
nerhalb der durch die Feststellungen der Sachverstandigen gezoge-
nen Grenzen und Ubermittelt seine Entscheidung beiden Parteien
gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverstandigen oder des Obmannes sind
fur die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird,
dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen.
Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versiche-
rer die Entschadigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtli-
che Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverstandigen die
Feststellung nicht treffen kénnen oder wollen oder sie verzdgern.

Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, tragt jede Partei die Kosten
ihres Sachverstandigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Par-
teien je zur Halfte.

Obliegenheiten

Durch das Sachverstandigenverfahren werden die Obliegenheiten
des Versicherungsnehmers nicht berthrt.
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Abschnitt B

81 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertre-

§2

ters bis zum Vertragsschluss

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserkla-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstande anzuzei-
gen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die fir
dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten
Inhalt zu schliel3en. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklarung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer Fragen in Textform im Sinne des Sat-
zes 1 stellt.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Abs. 1,
so kann der Versicherer nach MaRRgabe der 88 19 bis 21 VVG vom
Vertrag zurucktreten, kiindigen oder eine Vertragsanderung vorneh-
men. Der Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei
sein.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen, so sind gemal § 20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist
des Vertreters als auch die Kenntnis und Arglist des Versicherungs-
nehmers zu bericksichtigen.

Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach 8§ 22 VVG wegen arg-
listiger T&uschung anzufechten, bleibt unberthrt.

Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertra-
ges

Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen tber
die Folgen verspéteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder
Einmalpramie zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt.

Dauer

Der Vertrag ist fr den im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
raum abgeschlossen.
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§3

§4

Wegfall des versicherten Interesses

Fallt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung
weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer
vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

Pramien, Versicherungsperiode

Je nach Vereinbarung werden die Pramien entweder durch laufende
Zahlungen monatlich, vierteljahrlich, halbjahrlich, jahrlich oder als
Einmalpramie im Voraus gezahlt.

Die Versicherungsperiode betragt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die
vereinbarte Vertragsdauer l&nger als ein Jahr ist. Ist die vereinbarte
Vertragsdauer klrzer als ein Jahr, so entspricht die Versicherungspe-
riode der Vertragsdauer.

Falligkeit der Erst- oder Einmalpramie, Folgen verspéateter Zah-
lung oder Nichtzahlung

Falligkeit der Erst- oder Einmalpramie

Die erste oder einmalige Pramie ist — unabhangig von dem Bestehen
eines Widerrufrechts — unverzuglich nach dem Zeitpunkt des verein-
barten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbe-
ginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist die erste oder einmalige Pramie unverzlglich nach
Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverziglich nach dem in Satz
1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst,
nachdem die Zahlung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsneh-
mers oder von getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder ein-
malige Pramie frihestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen.

Folgen verspateter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmal-
pramie

Wird die erste oder einmalige Pramie nicht zu dem nach Nr. 1 mal3-
gebenden Falligkeitszeitpunkt gezabhilt, ist der Versicherer nach Mal3-
gabe des 8§ 37 VVG berechtigt, vom Vertrag zurlckzutreten oder auch
leistungsfrei.
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§5

8§86

§7

Folgepramie
Falligkeit

a) Eine Folgepramie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jewei-
ligen Versicherungsperiode féllig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Ver-
sicherungsschein oder in der Pramienrechnung angegebenen
Zeitraums bewirkt ist.

Folgen der Nichtzahlung
Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgepramie in
Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.

Lastschriftverfahren
Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung der Pramie das Lastschriftverfahren vereinbart
worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Falligkeit
der Pramie fur eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

Anderung des Zahlungsweges

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehre-
re Pramien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen
werden kdnnen, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-
Lastschriftmandat in Textform zu kiindigen.

Der Versicherer hat in der Kiindigung darauf hinzuweisen, dass der
Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausstehende Pramie und
zukunftige Pramien selbst zu Gbermitteln.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebuihren fur fehlgeschla-
genen Lastschrifteinzug konnen dem Versicherungsnehmer in Rech-
nung gestellt werden.

Pramie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Endet das Versicherungsverhaltnis vor Ablauf der Versicherungsperi-
ode oder wird es nach Beginn riickwirkend aufgehoben oder von An-
fang an wegen arglistiger Tauschung nichtig, so gebihrt dem Versi-
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§8

cherer die Pramie oder die Geschéaftsgebihr nach Mal3gabe der 88
39 und 80 VVG.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfal-
les alle vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten;

b)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Oblie-
genheiten, so ist der Versicherer nach MalRgabe des § 28 VVG
zur Kundigung berechtigt. Eine Kindigung des Versicherers
wird mit Zugang wirksam.

Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles

aa)

bb)

cC)

dd)

ee)

ff)

99)

nach Mdglichkeit fir die Abwendung und Minderung des
Schadens zu sorgen;

dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von
ihm Kenntnis erlangt hat, unverziiglich — gegebenenfalls
auch mindlich oder telefonisch — anzuzeigen,;

Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-
minderung — gegebenenfalls auch mindlich oder telefo-
nisch — einzuholen, wenn die Umstande dies gestatten;

Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-
minderung, soweit fur ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versi-
cherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versiche-
rungsnehmer nach pflichtgemalRem Ermessen zu han-
deln;

Schéaden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen-
tum unverziglich der Polizei anzuzeigen;

dem Versicherer und der Polizei unverzuglich ein Ver-
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzu-
reichen;

das Schadenbild so lange unverandert zu lassen, bis die
Schadenstelle oder die beschadigten Sachen durch den

Seite 18 von 26



Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veranderun-
gen unumganglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar
zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschadig-
ten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versiche-
rer aufzubewahren;

hh) soweit mdglich dem Versicherer unverziglich jede Aus-
kunft — auf Verlangen in Schriftform — zu erteilen, die zur
Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges
der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist so-
wie jede Untersuchung Uber Ursache und Hohe des
Schadens und tber den Umfang der Entschadigungs-
pflicht zu gestatten;

i) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, de-
ren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden
kann;

b)  Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers
einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemafi
Nummer 2 a ebenfalls zu erflillen — soweit ihm dies nach den
tatsachlichen und rechtlichen Umstanden maoglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder
Nr. 2, so ist der Versicherer nach Mal3gabe der 88 28 und 82 VVG
leistungsfrei.

Aul3er im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versi-
cherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegen-
heit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfal-
les noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht
des Versicherers ursachlich ist.

8§ 9 Gefahrerhdhung

Nach Abgabe seiner Vertragserklarung darf der Versicherungsnehmer ohne
vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerh6hung vornehmen
oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerh6hung, die ihm bekannt wird,
dem Versicherer unverzuglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie
ohne seinen Willen eintritt. Im Ubrigen gelten die 88 23 bis 27 VVG. Da-
nach kann der Versicherer zur Kiindigung berechtigt sein, eine Vertragsan-
derung vornehmen oder auch leistungsfrei sein.
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§10

1.

§11

Uberversicherung

Ubersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Inte-

resses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versi-

cherungsnehmer nach Mal3gabe des § 74 VVG die Herabsetzung der
Versicherungssumme und der Pramie verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer die Uberversicherung in der Absicht
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermdgensvorteil zu
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Pramie
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrin-
denden Umstanden Kenntnis erlangt.

Mehrere Versicherer
Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr
versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung
unverzuglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer
und die Versicherungssumme anzugeben.

Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1), ist
der Versicherer nach MalRgabe des § 28 VVG zur Kundigung berech-
tigt oder auch leistungsfrei. Eine Kiindigung des Versicherers wird mit
Zugang wirksam.

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt
des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung er-
langt hat.

Aul3er im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versi-
cherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegen-
heit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfal-
les, noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht
des Versicherers ursachlich ist.

Haftung und Entschédigung bei Mehrfachversicherung

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr versichert und tbersteigen die Versicherungssummen zu-
sammen den Versicherungswert oder Ubersteigt aus anderen
Grunden die Summe der Entschadigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen
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b)

waren, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung
vor.

Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder fur den Betrag aufzukommen hat, dessen
Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungs-
nehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Vertrage bei demselben Versicherer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus an-
deren Versicherungsvertragen Entschadigung fur denselben
Schaden, so ermafigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden
Vertrag in der Weise, dass die Entschadigung aus allen Vertra-
gen insgesamt nicht hoher ist, als wenn der Gesamtbetrag der
Versicherungssummen, aus denen die Pramien errechnet wur-
de, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden ware.
Bei Vereinbarung von Entschadigungsgrenzen ermaligt sich
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Vertragen insgesamt
keine hohere Entschadigung zu leisten ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in
Deckung gegeben worden waére.

Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen
Vermogensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht ge-
schlossene Vertrag nichtig.

Dem Versicherer steht die Pramie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begrindenden Umstanden
Kenntnis erlangt.

Beseitigung der Mehrfachversicherung

Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des Versicherungs-
nehmers nach MalRgabe des § 79 VVG durch Aufhebung oder Her-
absetzung der Versicherungssumme des spater geschlossenen Ver-
trages beseitigt werden.

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und Anpassung der Pramie werden zu dem Zeitpunkt
wirksam, zu dem die Erklarung dem Versicherer zugeht.
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§12

1.

§13

Versicherung fur fremde Rechnung
Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eige-
nen Namen fir das Interesse eines Dritten (Versicherten) schlie3en.
Die Ausiibung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versi-
cherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch,
wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

Zahlung der Entschadigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschadigung an den Versi-
cherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte sel-
ne Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der
Entschadigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers ver-
langen

Kenntnis und Verhalten

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers
von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung fir fremde
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu
berlicksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versiche-
rungsnehmer fiir sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des
Versicherten nur dann zurechnen lassen, wenn der Versicherte Re-
prasentant des Versicherungsnehmers ist. Im Ubrigen gilt § 47 VVG.

Ubergang von Ersatzanspriichen
Ubergang von Ersatzanspriichen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer Giber, soweit der
Versicherer den Schaden ersetzt. Der Ubergang kann nicht zum
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Per-
son, mit der er bei Eintritt des Schadens in h&uslicher Gemeinschaft
lebt, kann der Ubergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn,
diese Person hat den Schaden vorsatzlich verursacht.

Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprichen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur
Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Ubergang
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§ 14

§15

des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Versi-
cherer nach MalRgabe des § 86 Abs. 2 VVG leistungsfrei.

Kindigung nach dem Versicherungsfall
Kundigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertrags-
parteien den Versicherungsvertrag kiindigen. Die Kiindigung ist in
Schriftform zu erklaren. Die Kiindigung ist nur bis zum Ablauf eines
Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen tber die Entschadi-
gung zulassig.

Kundigung durch Versicherungsnehmer

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhaltnis
mit sofortiger Wirkung oder zu jedem spéateren Zeitpunkt bis zum Ab-
lauf des Versicherungsjahres in Schriftform zu kindigen.

Kundigung durch Versicherer

Eine Kindigung des Versicherers wird einen Monat nach inrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Keine Leistungspflicht aus besonderen Grinden

Vorsatzliche oder grob fahrlassige Herbeifiihrung des Versicherungsfal-
les

a) Fuhrt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsatz-
lich herbei, so ist der Versicherer von der Entschadigungspflicht
frei.

Ist die Herbeifiihrung des Schadens durch rechtskraftiges
Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungs-
nehmers festgestellt, so gilt die vorsatzliche Herbeiflihrung des
Schadens als bewiesen.

b)  Fdhrt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlassig
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei-
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhéltnis zu ktrzen.
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§16

§17

§18

Arglistige Tauschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

Der Versicherer ist von der Entschadigungspflicht frei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer den Versicherer arglistig Uber Tatsachen, die fur
den Grund oder die Hohe der Entschadigung von Bedeutung sind,
tauscht oder zu tduschen versucht.

Ist die Tauschung oder der Tauschungsversuch durch rechtskraftiges
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be-
trugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 als bewiesen.

Reprasentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten
seiner Reprasentanten zurechnen lassen.

Anzeigen, Willenserkldrungen, Anschriftendnderungen

Form

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem
Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die ftr den Versicherer
bestimmten Erklarungen und Anzeigen, die das Versicherungsver-
haltnis betreffen und die unmittelbar gegentber dem Versicherer er-
folgen, in Textform abzugeben.

Erklarungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versi-
cherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachtra-
gen als zustandig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzli-
chen Regelungen tber den Zugang von Erklarungen und Anzeigen
bleiben unberthrt.

Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensanderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift oder
seines Namens dem Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG
Anwendung.

Vollmacht des Versicherungsvertreters
Erklarungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmé&chtigt, vom Versiche-
rungsnehmer abgegebene Erklarungen entgegenzunehmen betref-
fend
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§19

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertra-
ges;

b) ein bestehendes Versicherungsverhaltnis einschliel3lich dessen
Beendigung;

c)  Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertra-
ges und wéahrend des Versicherungsverhaltnisses.

Erklarungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollméachtigt, vom Versicherer
ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachtrage dem Ver-
sicherungsnehmer zu Gbermitteln.

Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollméachtigt, Zahlungen, die der
Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder
dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzuneh-
men. Eine Beschrankung dieser Vollmacht muss der Versicherungs-
nehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschrankung bei
der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlassigkeit
nicht kannte.

Verjahrung

Die Anspriche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei Jah-
ren.

Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der An-
spruch entstanden ist und der Glaubiger von den Anspruch begrin-
denden Umstanden und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt
oder ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen misste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer
angemeldet worden, zahlt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwi-
schen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

8§ 20 Zustandiges Gericht

Fur Klagen aus dem Versicherungsverhaltnis gelten die inlandischen Ge-
richtsstande nach 88 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 VVG.
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8§ 21 Anzuwendendes Recht
Fur diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
§ 22 Sanktionsklausel

Es besteht — unbeschadet der Ubrigen Vertragsbestimmungen — Ver-
sicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Ver-
tragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Fi-
nanzsanktionen bzw. Embargos der Europaischen Union oder der
Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch fur Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw.
Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick
auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht européische oder
deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

Ende des Dokuments

Seite 26 von 26



	Allgemeine Bedingungen
	für die
	Garantieversicherung
	(MGar 2014)
	Version 01.01.2014
	GDV 0859
	Abschnitt A
	Abschnitt B
	Abschnitt A
	§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen
	1. Versicherte Sachen
	2. Nicht versicherte Sachen

	§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden
	1. Versicherte Gefahren und Schäden
	2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden

	§ 3 Versicherte Interessen
	§ 4 Versicherungsort
	§ 5 Versicherungswert, Versicherungssumme, Unterversicherung
	1. Versicherungswert
	2. Versicherungssumme
	3. Unterversicherung

	§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten
	1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
	2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten
	3. Zusätzliche Kosten

	§ 7 Umfang der Entschädigung
	1. Wiederherstellungskosten
	2. Teilschaden
	3. Totalschaden
	4. Weitere Kosten
	5. Grenze der Entschädigung
	6. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung
	7. Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit
	8. Serienschaden
	9. Selbstbehalt

	§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
	1. Fälligkeit der Entschädigung
	2. Verzinsung
	3. Hemmung
	4. Aufschiebung der Zahlung
	5. Abtretung des Entschädigungsanspruches

	§ 9 Sachverständigenverfahren
	1. Feststellung der Schadenhöhe
	2. Weitere Feststellungen
	3. Verfahren vor Feststellung
	4. Feststellung
	5. Verfahren nach Feststellung
	6. Kosten
	7. Obliegenheiten


	Abschnitt B
	§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss
	§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages
	1. Beginn des Versicherungsschutzes
	2. Dauer
	3. Wegfall des versicherten Interesses

	§ 3 Prämien, Versicherungsperiode
	§ 4 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung
	1. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
	2. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

	§ 5 Folgeprämie
	1. Fälligkeit
	2. Folgen der Nichtzahlung

	§ 6 Lastschriftverfahren
	1. Pflichten des Versicherungsnehmers
	2. Änderung des Zahlungsweges

	§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
	1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
	2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles
	3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

	§ 9 Gefahrerhöhung
	§ 10 Überversicherung
	§ 11 Mehrere Versicherer
	1. Anzeigepflicht
	2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	4. Beseitigung der Mehrfachversicherung

	§ 12 Versicherung für fremde Rechnung
	1. Rechte aus dem Vertrag
	2. Zahlung der Entschädigung
	3. Kenntnis und Verhalten

	§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen
	1. Übergang von Ersatzansprüchen
	2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

	§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall
	1. Kündigungsrecht
	2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
	3. Kündigung durch Versicherer

	§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
	1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
	2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

	§ 16 Repräsentanten
	§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
	1. Form
	2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

	§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters
	1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
	2. Erklärungen des Versicherers
	3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter

	§ 19 Verjährung
	§ 20 Zuständiges Gericht
	§ 21 Anzuwendendes Recht
	§ 22 Sanktionsklausel




